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• Nach § 1004 BGB besteht ein Beseitigungsanspruch des Grundstückeigentümers bei Vorliegen 
einer Störung, soweit keine Duldungspflicht besteht. Gesetz

Status Quo Rückbauverpflichtungen

Vertrag
• Konzessionsverträge sehen regelmäßig weitgehende Rückbauverpflichtungen für Netzbetreiber bei 

Stilllegungen von Teilen des Gasversorgungsnetzes vor. 

• Insbesondere vertragliche Vereinbarungen begründen oft weitgehende Rückbauverpflichtungen bei 
der Stilllegung von Gasversorgungsanlagen. 

• Eine Beschränkung des Beseitigungsanspruchs ist bei (vorübergehender) Unmöglichkeit denkbar.
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Ausblick Rückbauverpflichtungen

Entwurf EnWG

• § 48b-E EnWG sieht grundsätzlich für 
Eigentümer von Grundstücken eine zeitlich 
unbegrenzte Duldungsverpflichtung für 
stillgelegte Gasleitungen vor (Abs. 1 S. 1).

• Keine Duldungspflicht besteht, „soweit 
anderweitige öffentliche Interessen oder 
private Interessen in Bezug auf das betroffene 
Grundstück überwiegen“ (Abs. 1 S. 3 Nr. 1) 
oder wenn „an der betroffenen Stelle ohnehin 
umfangreiche Erdarbeiten stattfinden, bei 
denen die Leitung ohne erheblichen Aufwand 
entfernt werden kann“ (Abs. 1 S. 3 Nr. 2). 

• Entgegenstehende vertragliche Regelungen 
(z.B. in Konzessionsverträgen) sind unwirksam 
(Abs. 1 S. 2).

Entwurf GModG

• Neuer Referentenentwurf zur Änderung des 
Gebäudeenergiegesetzes (künftig 
Gebäudemodernisierungsgesetz - GModG) 
vom 05.05.2026 wurde am 13.05.2026 im 
Bundeskabinett beschlossen. 

• Vorgabe von 65 % Anteil an erneuerbaren 
Energien bei der Wärmeversorgung soll 
aufgehoben werden.

• Einführung der „Biotreppe“, die einen 
gestuften Mindestanteil an klimafreundlichen 
Brennstoffen in der Wärmeversorgung 
vorsieht.

KSG

• Die Koalition bekennt sich im 
Koalitionsvertrag zu den deutschen und 
europäischen Klimaschutzzielen. 

• § 3 KSG sieht das Erreichen der Netto-
Treibhausgasneutralität bis 2045 vor.
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Kostentragungspflicht bei Stilllegung 

Nach § 9 Abs. 1 Satz 1 NDAV ist ein Netzbetreiber 
berechtigt, vom Anschlussnehmer – nur - die 
Erstattung der Kosten für die Herstellung des 
Netzanschlusses (Nr. 1) sowie für „die 
Änderungen des Netzanschlusses, die durch 
eine Änderung oder Erweiterung der 
Kundenanlage erforderlich oder aus anderen 
Gründen vom Anschlussnehmer veranlasst 
werden“ (Nr. 2) zu verlangen. Die Stilllegung des 
Netzanschlusses wird in der Vorschrift nicht 
genannt und kann entgegen der Ansicht der 
Beklagten auch nicht unter den Begriff 
„Änderung“ gefasst werden.

OLG Oldenburg, Urteil vom 05. Dezember 2025 – 6 UKl 
2/25 –, Rn. 29, juris

RÖDL I 01. Juni 2026

• Nach der Entscheidung des OLG Oldenburg ist 
§ 9 NDAV keine Rechtsgrundlage für die 
Inanspruchnahme des Netzkunden auf Erstattung der 
Kosten für die Stilllegung des Anschlusses. 

• Die Entscheidung des OLG Oldenburg ist nicht 
rechtskräftig. Die Entscheidung durch den BGH steht 
aus. 



2. Rückstellungen für 
Stilllegungen und 
Rückbau
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IDW & Handelsrecht
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Ansatz einer Rückstellung 

• Bisher: Ewigkeitsvermutung und daher regelmäßig 
Absehen von Passivierung der Verpflichtung aufgrund 
fehlender bzw. geringer Wahrscheinlichkeit der 
Inanspruchnahme (soweit keine konkreten 
entgegenstehenden Gegebenheiten) 

• Jedoch: angestrebtes Ziel der Netto-
Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2045, daher kann an 
Ewigkeitsvermutung i.d.R. nicht mehr festgehalten werden

• Daher: Netzbetreiber werden untersuchen müssen, ob eine 
Nutzungsänderung, eine Stilllegung und/ oder ein 
Rückbau erforderlich wird; gesetzliche und vertragliche 
Verpflichtungen sind zu berücksichtigen

• Im Ergebnis sind für identifizierte Außenverpflichtungen, 
Netzteile stillzulegen und ggf. zurückzubauen, aufgrund 
des Wegfalls der Ewigkeitsvermutung dem Grunde nach 
Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten zu bilden, 
es sei denn, im Einzelfall liegen Besonderheiten vor, 
wonach nicht ernsthaft mit einer Inanspruchnahme aus 
den Verpflichtungen zu rechnen ist (z.B. 
Nutzungsänderung von Teilnetzen, Erklärung des 
Grundstückseigentümers, dass er dauerhaft auf einen 
Rückbau verzichtet). 

• Dies gilt nach Auffassung des EFA unabhängig davon, ob 
bereits ein Transformationselement im Rahmen von KANU 
2.0 beantragt, der kommunale Wärme- und 
Stilllegungsplan genehmigt wurde oder ein 
entsprechender Gemeinderatsbeschluss vorliegt.

Ansatz von Rückstellungen 
für Rückbauverpflichtungen

• Rechtliche Grundlage für Rückbau: § 1004 Abs. 1 BGB 
oder Konzessionsvertrag (betrifft aber u.U. nicht nur 
Bilanzierung dem Grunde sondern auch der Höhe nach)

• Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme aus 
Rückbauverpflichtungen: muss nicht überwiegend 
wahrscheinlich sein (wegen Vorsichtsprinzip reicht auch 
Wahrscheinlichkeit unterhalb von 50 %).

• Zum Zeitpunkt der Abfassung der EFA-Stellungnahme gibt 
es keine allgemeingültige gesetzliche Duldungspflicht. 

• Daher ist in die Beurteilung auch einzubeziehen, ob 
etwaige Duldungspflichten auf Seiten des 
Grundstückseigentümers im Einzelfall bestehen, die eine 
Inanspruchnahme des Gasnetzbetreibers ausschließen, 
oder ob der Grundstückseigentümer rechtswirksam auf 
seinen Rückbauanspruch verzichtet hat.

• Argument (wie von der BNetzA vorgetragen), dass es wenig 
wahrscheinlich sei, dass Städte und Kommunen eine 
Rückbauanspruch einfordern, reicht nach Auffassung des 
EFA nicht für die Zulässigkeit des Absehens vom Ansatz 
einer Rückstellung in handelsrechtlichen Abschlüssen aus.

Ansatz von Rückstellungen für 
Stilllegungsverpflichtungen

• Selbst wenn von einem Rückbau des Netzes abgesehen 
werden darf, sind mit der Pflicht zur Stilllegung von 
fortbestehenden und nicht alternativ genutzten Netzen 
bzw. Netzbestandteilen Kosten verbunden, denen durch 
die Passivierung von Rückstellungen Rechnung zu tragen 
ist. 

• Je nach Wegenutzungsvertrag können sich 
Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Stilllegung aus 
dem laufenden Vertragsverhältnis bzw. nach Beendigung 
des Wegenutzungsvertrags auch aus gesetzlichen 
Regelungen ergeben.

• Diese Verpflichtungen können sich nicht nur auf die 
Versorgungsleitung selbst erstrecken, sondern z.B. auch 
auf Hausanschlüsse sowie Übergabestationen.

29. IDW EFA Sitzung vom 09.09.2025



Geplante Änderung EnWG 
(hier: Duldungspflicht)

IDW & Handelsrecht
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Rückstellungsbildung

Festlegungsentwurf 
BRÜCKEN der BNetzA

− Die BNetzA hat am 18.03.2026 einen 
Festlegungsentwurf zur Bildung von 
Rückstellungen für die Stilllegung und den 
unvermeidbaren Rückbau von Erdgasnetzen 
veröffentlicht (BK9-25/618; BRÜCKEN). 

− Zuführungen und Auflösungen von 
Rückstellungen sollen künftig anhand der GuV 
nach § 6b Abs. 3 EnWG ermittelt und ab der 5. 
Regulierungsperiode in der Erlösobergrenze als 
Kostenanteile, die nicht dem Effizienzvergleich 
unterliegen (KAnEu), berücksichtigt werden. 

− Eine Rückstellung wird nur anerkannt, wenn sie 
nach den Regelungen des Handelsgesetzes 
korrekt gebildet und im Tätigkeitsabschluss 
eindeutig ausgewiesen ist. 

− Netzbetreiber müssen zudem darlegen, dass sie 
mit einer späteren Inanspruchnahme rechnen 
und ihre Kosten vorsichtig, aber realistisch 
schätzen. 
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Zuführungen zu Rückstellungen 
für Stilllegung und 

unvermeidbaren Rückbau

EOG 2028

Gewinn- und Verlustrechnung 2026

Nachvollziehbare 
Dokumentation 
zur Vermeidung 
finanzieller 
Mehrbelastungen

RÖDL I 01. Juni 2026

Auflösung von Rückstellungen 
für Stilllegung und 

unvermeidbaren Rückbau



Rückstellungsbildung
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Festlegungsentwurf BRÜCKEN der BNetzA - 
Regelungsinhalte

BNetzA will Planungssicherheit für Netzbetreiber für Finanzierung des 
Gasnetzausstiegs und Schutz der Netznutzer vor ungerechtfertigten Kosten 

gewährleisten

Anwendungsbereich
− Gasverteiler- und Fernleitungsnetzbetreiber

− Ab der fünften Regulierungsperiode (Beginn 01.01.2028) 

Beschränkung der Kosten
− Begrenzung auf operative Kosten (OPEX) für notwendige Stilllegungen und unvermeidbaren Rückbau

− Anknüpfung an die geplanten gesetzlichen Regelungen § 48b EnWG-E (Duldungspflicht)

Einstufung als KAnEu

− Qualifizierung als Kostenanteile, die nicht dem Effizienzvergleich unterliegen (KAnEu). 

− Kein Budgetprinzip, kein Effizienzvergleich

− Keine Berücksichtigung von Zinsaufwendungen und -erträge aus Rückstellungen als KAnEu 

(Abbildung über WACC)

Ist-Kosten-Ansatz
− Bei Anpassung EOG, Berücksichtigung von Ist-Werte des vorletzten Kalenderjahres (t-2)

− Erstmalig Erfassung in 2028 von Kosten des Jahres 2026

Übergangsregelung 2025
− Wahlmöglichkeit für Kosten 2025: entweder vollständig im Jahr 2028 oder verteilt und verzinst auf 

die Jahre 2028 bis 2030

Vorbehalt von 
Anreizinstrumenten

− Einführung von Instrumenten zur Vermeidung von überhöhten oder zu geringen Rückstellungen und 
zur Prüfung der Effizienz der tatsächlichen Stilllegungsmaßnahme



Rückstellungsbildung
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Festlegungsentwurf BRÜCKEN der BNetzA – Berücksichtigungsfähige 
Kosten

Kosten für Stilllegung und unvermeidbaren 
Rückbau

Nicht umfasst sind z. B. 

− Sonstige Kosten im weiteren Sinne der 
Gasnetztransformation z. B. Kosten 
Ausarbeitung Transformationspläne

− Aktivierungsfähige Kosten (CAPEX)
− Beschleunigte Abschreibungen
− Zinsaufwendungen und –erträge 

Kosten für Stilllegung

− Kosten für Maßnahmen im Rahmen der Transformation

− Notwendigkeit ergibt sich z. B. aus VNEP

Unvermeidbarer Rückbau

− Ergibt sich aus § 48b EnWG-E (Duldungspflicht)

vermeidbarer 
Rückbau

unvermeidbarer 
Rückbau

Duldungspflicht
keine 

Duldungspflicht

Kosten berücksichtigungsfähig

Umfasst sind Einzel- und 
Gemeinkosten für alle in 
diesem Zusammenhang 
relevanten Maßnahmen:

− Demontage der Anlagen
− Entsorgung
− Umweltschutzmaßnahmen
− Dokumentationsplichten

✓

✓ 



3. EU-Gas- und 
Wasserstoff-
Binnenmarktpaket 
und EnWG-Novelle
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Nationale Gesetzgebung

Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 

− Zentrales Gesetzespaket um 
Netto-
Treibhausgasemissionen bis 
2030 um 55 % zu senken und 
bis 2050 Klimaneutralität zu 
erreichen.

− Aktualisierung der 
Gasrichtlinie und 
Gasverordnung aus dem Jahr 
2009. 

− Enthält u. a. Neuregelungen 
für den Wasserstoffmarkt und 
den Markt für dekarbonisiertes 
Gas. 

− Mit der Richtlinie und 
Verordnung über Binnenmarkt 
für Erdgas und Wasserstoff 
tritt ein umfassender 
europäischer 
Ordnungsrahmen für die 
Weiterentwicklung des 
Gasmarktes und erstmals 
auch für den entstehenden 
Wasserstoffmarkt in Kraft. 

− Richtlinie (EU) 2024/1788, 

Verordnung (EU) 2024/1789

− Umsetzung der wesentlichen 
Vorgaben der Richtlinie (EU) 
2024/1788 im EnWG und 
Anpassung des nationalen 
Energiewirtschaftsrechts an 
die Vorgaben der Verordnung 
(EU) 2024/1789. 

− Entspricht nach Angaben des 
Bundeswirtschafts-
ministeriums vollständig den 
Vorgaben der EU. 

− Einführung klarer Regeln für 
Transformation Gasnetze, 
Wasserstoffnetze, Speicher, 
Terminals & Netzzugang.

− Enthält Regelungen für 
Transparenz und 
Verbraucherschutz: Neue Gas- 
und 
Wasserstoffkennzeichnung auf 
Rechnungen und umfassende 
Informationspflichten

5. August 2026
Deadline zur Umsetzung in nationales Recht

Europäische Union

21. Mai 2024

„Fit-for-55“
04. August 2024

Gas- und Wasserstoff-
binnenmarktpaket

04. November 2025

Referentenentwurf 
EnWG-Novelle

25. März 2026

Kabinettsbeschluss 
EnWG-Novelle
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Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 
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~ Ende Juni bis Ende Juli
Beteiligung des Bundesrates 

Bundesrat hat mit Drucksache 
186/1/26 bereits erste 
Änderungsempfehlungen 
abgegeben.

05. August 2026

Inkrafttreten des 
Gesetzes

Umsetzung

Bis zur 
parlamentarische 
Sommerpause 2026

Verabschiedung im 
Bundestag

✓Netzbetreiber müssen die neuen Vorgaben 
berücksichtigen

✓Bundesnetzagentur wird auf Basis des neuen 
EnWG spezifische Festlegungen zum 
Wasserstoffnetzzugang und zur 
Entgeltbildung treffen.



Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 

− Das neue EnWG ist der „Bauplan“ für die Transformation 
der Gasnetze. Es beendet die isolierte Erdgas-Ära und 
orchestriert den Aufbau der Wasserstoff-Wirtschaft mit 
dem rechtssicheren Rückbau fossiler Netze 

− Nach Angaben des Bundeswirtschaftsministeriums 
entspricht der Gesetzentwurf vollständig den Vorgaben 
der EU 

− Regel für die Transformation des Gasnetzes: Bisher 
offene Punkte werden verbindlich geregelt

− Wasserstoff wird Teil des EnWG: Einführung klarer Regeln 
für Wasserstoffnetze, Speicher, Terminals und Netzzugang

− Transparenz und Verbraucherschutz: Neue Gas- und 
Wasserstoffkennzeichnung auf Rechnungen und 
umfassende Informationspflichten

Verteilernetzentwicklungs-
planung 
(VNEP)

§ 16 b bis e EnWG-E 

Anschlussverweigerung 
und 

Anschlusstrennung

§§ 20, 17 I EnWG-E

Duldungspflicht für 
Stillgelegte Leitungen

§ 48 b EnWG-E

Stärkung 
Biomethan

§§ 17, 17 I EnWG-E

Wesentliche Inhalte für GasnetzbetreiberEnWG-Novelle
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Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 

Verteilernetzentwicklungsplanung 
(§ 16 b bis e EnWG-E)

Entschluss zur Errichtung 
eines Wasserstoffnetzes 

Dauerhafte Verringerung 
der Erdgasnachfrage 

innerhalb der nächsten 
zehn Jahre 

Verteilnetzentwicklungsplan 
Wasserstoff oder bzw. und Gas

Aktualisierung alle 2 bis 4 Jahre

Gasverteilernetzbetreiber

− Neues, langfristiges Planungsinstrument: mindestens 10 
Jahre, höchstens 15 Jahre 

− Betreiber von Wasserstoffverteilernetzen sind künftig 
verpflichtet einen Entwicklungsplan zu erstellen, sobald 
der Entschluss zur Errichtung gefasst ist. 

− Betreiber von Gasverteilernetzen sind künftig 
verpflichtet einen Entwicklungsplan zu erstellen, 
„sobald eine dauerhafte Verringerung der 
Erdgasnachfrage innerhalb der nächsten zehn Jahre 
derart zu erwarten ist, dass die Verringerung die 
Umstellung auf Wasserstoff oder dauerhafte 
Außerbetriebnahme des von ihm betriebene 
Gasverteilernetzes oder von Teilen des Netzes 
erforderlich macht.“

− Sind beide Bedingungen erfüllt, sind die Pläne 
gemeinsam zu erstellen. Auch benachbarte Betreiber 
können gemeinsame Pläne ausarbeiten. 
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Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 
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Verteilernetzentwicklungsplanung - Pflichten, Inhalte und Prüfung

Anforderungen an Inhalt
(§ 16 d-E) 

Prüfung 
(§ 16 e-E)

Pflicht 
zur Zusammenarbeit 

(§ 16 c-E)

− Planungshorizont 10 bis 15 Jahre
− Berücksichtigung kWP, nationaler Klimaziele, NEP Gas und 

Szenariorahmen
− Berücksichtigung unionsweiter NEP Erdgas und Wasserstoff
− Berücksichtigung Ergebnisse Öffentlichkeitsbeteiligung

− Wasserstoff (u. a.)
✓ konkrete Ausbaumaßnahmen, Investitionskosten und 

Kapazitätsbedarf von schwer zu dekarbonisierenden Sektoren 
enthalten

− Gasnetze (u. a.)
✓ Annahmen bezüglich Entwicklung der Erdgaserzeugung und 

-einspeisung, -nachfrage und -versorgung
✓ Darstellung weiterzubetreibender, umzustellender und 

stillzulegender Infrastruktur 
✓ Darstellung von alternativen Versorgungsmöglichkeiten für 

Kunden, deren Anschluss entfallen soll
✓ Darstellung Gewährleistung Versorgungssicherheit für 

verbleibende Kunden

− Prüfung BNetzA sofern 
Planungsgebiet > 200.000 Gas- und 
Wasserstoffkunden im Zeitpunkt der 
Vorlage

− Prüfung LRegB sofern 
Planungsgebiet < 200.000 Gas- und 
Wasserstoffkunden im Zeitpunkt der 
Vorlage

− Änderungen und Pflicht zur 
Informationsfreigabe auf Verlangen 
der Behörde

− Veröffentlichungspflicht und Pflicht 
zur Information des 
Bezirksschornsteinfegers

− Verteilernetzbetreiber zur engen 
Zusammenarbeit mit anderen 
Netzbetreibern (Strom, Wärme, 
Fernleitung) verpflichtet

− Kommunen müssen den 
Netzbetreibern kommunale 
Wärmepläne zur Verfügung stellen

− Öffentlichkeitsbeteiligung, bei der 
Netznutzer, Kommunen und 
Letztverbraucher Gelegenheit zur 
Äußerung erhalten

22

Rechtliche Konsequenzen: Anschlussverweigerung und -trennung wird 
möglich, kein Rückbau, sondern Stilllegung durch Duldungspflicht



Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 

Anschlussverweigerung
(§ 20 EnWG-E)

− Netzbetreiber können künftige 
Gasanschlüsse verweigern, wenn ein 
Gebiet perspektivisch nicht weiter 
gasversorgt werden soll
 (z. B. Stilllegung oder Transformation zu 
Wasserstoff

− Dazu sind entsprechende Nachweise 
durch die Netzbetreiber zu erbringen

− Grundlage ist ein bestätigter 
Netzentwicklungsplan Gas und 
Wasserstoff oder 
Verteilnetzentwicklungsplan, der die 
Umstellung oder dauerhaft 
Außerbetriebnahme des 
Fernleitungsnetzes bzw. Verteilernetzes 
oder von entsprechenden Teilen davon 
vorsieht

RÖDL I 01. Juni 2026

Bestätigter 
NEP Gas und 
Wasserstoff

Nachweis, dass 
Fernleitungsnetz oder Teile 
umgestellt oder Außerbetrieb 

genommen werden. 

Bestätigter 
VNEP

Nachweis, dass Verteilernetz 
oder Teile umgestellt oder 
Außerbetrieb genommen 

werden.

Entscheidung über Netzanschlussanträge, die zwischen Vorlage 
der Netzentwicklungspläne und deren Bestätigung eingehen, 

können zurückgestellt werden, wenn der Plan für den 
betreffenden Teil eine Umstellung oder Außerbetriebnahme 

vorsieht. 
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Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 

Anschlusstrennung
(§ 17I EnWG-E)

− Netzbetreiber können künftige 
bestehende Anschlüsse trennen, wenn 
ein Gebiet perspektivisch nicht weiter 
gasversorgt werden soll
 (z. B. Stilllegung oder Transformation 
zu Wasserstoff)

− Die Nachweisführung kann 
entsprechend 
Anschlussverweigerung erfolgen.

− Zum Schutz der betroffenen 
Verbraucher gelten strenge 
Informationspflichten 
(mindestens 10 Jahre vorher) 

− Eine Trennung ist unzulässig, sollte 
zum Zeitpunkt der beabsichtigten 
Trennung keine alternative 
Wärmeversorgung zur Verfügung 
stehen. 

≥ 10 Jahre Vorlauffrist

Anschluss-
trennung

2. 
Information: 

Bestätigter NEP 
Gas und 

Wasserstoff, VNEP

2 Jahre

6 Monate

2 Monate

2 Wochen

Erinnerung in 
Textform

RÖDL I 01. Juni 2026

≥ 5 Jahre Vorlauffrist
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1. 
Information:

Vorlage NEP Gas 
und Wasserstoff, 

VNEP

Gründe; Verfahren, Zeitplan und geplanten 
Termin; zur Verfügung stehende, alternative 
Versorgungsmöglichkeiten und Möglichkeiten 
der Förderung; Beratungsstellen; Ergebnisse 
Öffentlichkeitsbeteiligung; bestätigter VNEP



Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 

Stärkung Biomethan
(§ 17, 17 I EnWG-E)

− Mit Außerkrafttreten der 
Gasnetzzugangsverordnung zum 
31.12.2025 enden die speziellen 
Regelungen für den Gasnetzanschluss 
von Biomethananlagen. 

− Mit der EnWG-Novelle wird Biomethan 
als erneuerbares Gas regulatorisch 
gestärkt, insbesondere durch einen 
vorrangigen Netzanschluss (bei 
konkurrierenden Anlagen). 

− Neuregelungen für 
Anschlussverweigerung und 
Anschlusstrennung gilt auch für 
Erzeugungsanlagen. 

− Investitionsschutz für bestehende 
Anlagen: Bei Netztrennung gilt 
verlängerte Frist von 20 Jahren (ab 
Inbetriebnahme). 

Regelungen für Netzzugang 
für Biomethananlagen (GasNZV) 

enden zum 31.12.2025

Inbetriebnahme 
Neuanlage Mindestlaufzeit 10 Jahre

Anschluss-
trennung

§ 17, 17 I EnWG-E

Inbetriebnahme 
Bestandsanlagen Mindestlaufzeit 20 Jahre

Anschluss-
trennung
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Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 

Duldungspflicht
(§ 48 b EnWG-E)

− Ohne die gesetzliche Neuregelung würden 
Netzbetreiber mit hohen Rückbaukosten 
belastet werden. 

− § 48 b sieht eine zeitlich unbegrenzte 
Duldungsverpflichtung für Eigentümer 
von Grundstücken für stillgelegte 
Gasleitungen vor

− Rückbau nur bei anderweitigen 
öffentlichen oder privaten Interessen oder 
einfachem Aufwand 

− Entgegenstehende vertragliche 
Regelungen (z. B. in 
Konzessionsverträgen) sind unwirksam

Außerbetriebnahme infolge der 
Umsetzung eines bestätigten 

Netzentwicklungsplans Gas 
und Wasserstoff nach den §§ 
15a bis 15e oder eines bestätigten 

Verteilernetzentwicklungs-
planes nach den §§ 16b bis 16e 

Duldungspflicht

Betreiber trägt weiterhin

Verkehrssicherungspflicht:

Personelle, technische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit für 
sicheren und zuverlässigen Netzbetrieb und Instandhaltung für 

außer Betrieb genommene Leitung und dazugehöriger 
Einrichtungen muss dauerhaft gewährleistet werden. 
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Dauerhafte 
Außerbetriebnahme in 
Folge NEP oder VNEP

Duldungspflicht 
nach § 48b EnWG-E

Rückbau

Bestätigter 
Netzentwicklungsplan 

(NEP oder VNEP)

Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 

RÖDL I 01. Juni 2026

Wann greift die Duldungspflicht?

Ja

Nein

✓



− Grundregel

− Anderweitige private (u. a. Bauinteresse Eigentümer, Windvorrangebiet, 
herrenlose Leitungen) oder öffentliche Interessen (u. a. 
Sicherheitsinteressen, Umweltschutzauflagen, Technische Bedenken)

− Einfacher Aufwand (keine weitere Nutzung, ohnehin Erdarbeiten, Leitung 
kann ohne erheblichen Aufwand entfernt werden)

Stilllegung mit 
Verkehrssicherungs-

pflicht
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3. Transformation der 
Gasnetze
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Transformation Gasnetz

Abbildung der räumlichen 
und zeitlichen Entwicklung 
des Gasverteilernetzes 
(ggf. Biomethan, 
Wasserstoff); 

Bewertung und transparente 
Darstellung wirtschaftlicher 
Auswirkungen zur Reduktion 
von Unsicherheiten. 

Input

Phase 2 Phase 3 

Ableitung 
Maßnahmen 

Roadmap

Strategische 
Vorüberlegungen

Phase 1

Verteilnetz-
entwicklungsplanung

Wirtschaftlich 
regulatorische Bewertung
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Ggf. 
Anpassungen



Ableitung Maßnahmen Roadmap

Verteilnetzentwicklungsplanung

Wirtschaftlich-regulatorische 
Bewertung

2030 2040 204520352030

Ggf. Teilweiser Rückbau Gasversorgungsnetz (zu prüfen)

Ende Erdgas

Ermittlung wirtschaftlicher Parameter (u. a. Rückstellungsbildung), Anpassung Personalbedarfsplanung

Ggf. Umstellungsprozesse auf Biomethanversorgung

Ggf. Ausbau Biomethanversorgung 

Kundenkommunikation (fortlaufend und auf Einzelmaßnahmen abgestimmt)

Stilllegung 
Gebiet A

Maßnahmenroadmap

RÖDL I 01. Juni 2026

Stilllegung 
Gebiet B

Stilllegung 
Gebiet C

Prüfung und Genehmigung 
Stilllegung BNetzA

…

Rollierende Erstellung und Prüfung VNEP

30

Heute Zukunft
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